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ANGELA   MERKEL: 

Es geht um Deutschland! 
fa ihrer Antwort auf die 
Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers im Bundes- 
tag hat Angela Merkel 
Kanzler Schröder vorge- 
halten, dasser weiterhin den 
•»eweis schuldig bleibe, ein 
klares Konzept für die Pro- 
bleme in Deutschland zu 
haben. 

„Deutschland steht an ei- 
nem historischen Scheide- 
weg", betonte Angela Mer- 
kel. Daher reiche eine Zu- 

standsbeschreibung durch 
den Kanzler nicht aus, son- 
dern die Ziele müssten klar 
formuliert werden. Für die 
Union heiße das: Deutsch- 
land solle bis zum Jahr 2010 
wieder an die Spitze in Europa 
rücken. Die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands und Vor- 
sitzende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion zeigte sich 
überzeugt, dass eine „neue 
Soziale Marktwirtschaft für 
das 21. Jahrhundert" notwen- 

dig sei. Angesichts der kriti- 
schen Situation, in der sich 
Deutschland befinde, kriti- 
sierte Angela Merkel, dass 
Gerhard Schröder es bei „va- 
gen Andeutungen" belassen 
habe. „Der große Wurf für die 
Bundesrepublik Deutschland 
war ihre Rede mit Sicherheit 
nicht", erklärte sie an die 
Adresse des Bundeskanzlers. 
„Mir ist nicht ganz klar ge- 
worden, ob Sie sich der Di- 
mension der Krise wirklich 
bewusst sind", sagte Angela 
Merkel. Es sei offen geblie- 
ben, ob Schröder sich selbst 
oder das Land aus der Krise 
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herausführen wolle. Es gebe 
Situationen, „da ist Reden 
Silber und Handeln wäre 
Gold", betonte die Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands und bot bei „allem, was 
in die richtige Richtung 
geht" die Kooperationsbe- 
reitschaft der Union an. „Wir 
sind bereit zu einer nationa- 
len Kraftanstrengung, die 
aber mehr ausmachen muss, 
als sie hier vorgelegt haben", 
fügte sie an den Kanzler ge- 
wandt zu. Angela Merkel 
brachte ihre Überzeugung 
zum Ausdruck, dass es die 
Aufgabe der Politik sei, den 
Menschen wieder Zuver- 
sicht, Optimismus und den 
Glauben an eine gute Zu- 
kunft, der in den vergange- 
nen fünf Jahren in Deutsch- 
land verloren gegangen sei, 
wieder zurückzugeben. 

Leitideen 

Deutlich kritisierte Angela 
Merkel, dass in der Rede des 
Kanzlers nicht erkennbar ge- 
wesen sei, an welchen Leitli- 
nien Schröder seine künftige 
Politik gestalten wolle. In der 
Überzeugung,   dass   es   die 

primäre Aufgabe guter Oppo- 
sitionsarbeit sei, konkrete Al- 
ternative zur Regierungspoli- 
tik anzubieten, formulierte 
Angela Merkel das Politikver- 
ständnisder Union. Dieses ori- 
entiere sich an fünf Leitideen: 
1. Konsequente Investitio- 

nen in die Zukunft tätigen, 
2. Leistungsanreize konse- 

quent durchsetzen, 
3. Spaltung der Gesellschaft 

in Arbeitende und Ar- 
beitslose überwinden, 

4. Arbeit international wett- 
bewerbsfähig machen, 

5. Staatsquote unter 40 Pro- 
zent drücken. 
An diesen Punkten werde 

sich entscheiden, ob Deutsch- 
land wirklich an die Spitze Eu- 
ropas komme oder dort ver- 
harre, wo es sich im Moment 
befinde. Es sei absolut not- 
wendig, dass der Reformpro- 
zess für die Menschen nach- 
vollziehbar sei. Nur wenn es 
der Politik gelänge, die Men- 
schen davon zu überzeugen, 
dass die Veränderungen zu 
ihrem Vorteil durchgeführt 
würden, könne die Politik er- 
warten, dass die Menschen 
diesen Prozess annehmen- 
Nur dann würde die Politik 
ihren Ansprüchen gerecht. 
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FLUGBLATT   DER   WOCHE 

Zeit zum Handeln 

Genug der Worte - 
höchste Zeit zum Handeln! 
Schröder hat wieder einmal das getan, was er schon oft getan hat: Reformen ankündigen. Sie 
auch durchzusetzen - dazu hat er weder den Mut noch die Konzepte. 

Das zeigte sich auch diesmal wieder. Im Bundestag von Reformen reden - und zeitgleich im Bundesrat 
Steuererhöhungen fordern: Das ist die Politik der SPD. 

Die Menschen haben genug. Sie trauen diesem Kanzler nichts mehr zu. 

Schröder hat die Erwartungen enttäuscht: 
• Kein Mut zu wirksamen Reformen: Statt überfällige Steuersenkungen zu machen, hält Schröder an 

seiner Politik der 48 Steuer- und Abgabenerhöhungen fest. 
• Kein Mut zur Klarheit: Bei Altersvorsorge, Gesundheit und Finanzkrise der Kommunen erwarten die 

Menschen konkrete Lösungen von Schröder. Der aber verweist bloß auf Kommissionen. 
• Kein Mut zum Gesamtkonzept: Statt Bürokratie abzubauen, droht Schröder neue Bürokratie an (Aus- 

bildungs-Zwangsabgabe für Betriebe, Kontrollmitteilungen der Banken, mehr Regelungen im Hand- 
werksrecht). 

Die SPD ist beim Thema Reformen heillos zerstritten. Dabei braucht Deutschland Veränderung 
- jetzt! Die Vorschläge der Union liegen auf dem Tisch: 
• Politik für neue Arbeitsplätze - mit betrieblichen Bündnissen für Arbeit und der Möglichkeit für ältere 

Arbeitnehmer, sich statt für den Kündigungsschutz für eine Abfindung zu entscheiden. 
• Eine Stärkung der privaten Vorsorge macht Sinn, damit die Krankenkassen-Beiträge sinken. Denn nur 

wenn wir die gesetzliche Krankenversicherung zukunftsfest machen, kommt der medizinische Fort- 

schritt weiterhin allen zugute. 
• Geringere Steuern, damit die private Vorsorge auch zu bezahlen ist. Deshalb: eine große Steuerreform 

mit 15% Eingangssteuersatz und einem Spitzensatz unter 40%. Sofortmaßnahme der Union: Die 
mehr als 40 Steuererhöhungen (das rot-grüne „Steuervergünstigungsabbaugesetz") haben wir im 

Bundesrat gestoppt. 

Es bleibt dabei: Deutschland braucht einen echten Kurswechsel. Dort, wo der Bundeskanzler 
Schritte in die richtige Richtung geht, hat er unsere Unterstützung. Aber dort, wo die rot-grüne Politik das 
Land weiter schädigt, gibt es keinen faulen Kompromiss. 

Besser für die Menschen. CDU 
% 
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1 SCHLESWIG-HOLSTEIN 

KOMMUNALWAHLEN 

Der Norden wählt schwarz 
Nach dem doppelten Pau- 
kenschlag bei den Land- 
tagswahlen in Hessen und 
Niedersachsen hat die CDU 
auch die Kommunalwah- 
len in Schleswig Holstein 
klar für sich entschieden 
und ist jetzt mit deutlichem 
Abstand stärkste Kraft im 
nördlichsten deutschen 
Bundesland. 

Nach dem vorläufigen 
amtlichen Endergebnis legte 
die CDU zweistellig auf 50,8 
Prozent zu. Die SPD verlor 
landesweit 13,1 Prozent- 
punkte und stürzte auf nur 
noch 29,3 Prozent ab. Die 
SPD verlor alle sieben bisher 
von ihr regierten Landkreise 
an die Union. Gleiches gilt 
für die vier kreisfreien Städte 
Kiel, Lübeck, Flensburg und 
Neumünster. Damit ist die 
CDU im Land nun flächen- 
deckend stärkste Kraft. Die 
Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, nannte das Ergebnis 
einen grandiosen Erfolg für 
die Nord-CDU und zugleich 
„eine Quittung für die de- 
saströse Politik von Rot- 
Grün." Hauptgründe für die 
„flächendeckenden Ein- 
brüche" der SPD und die 
„erdrutschartigen Siege" der 
Union neben der rot-grünen 
Politik in Bund und Land die 

Näher am Menschen 
dramatisch schlechte Fi- 
nanzlage der Kommunen, 
sagte Angela Merkel. 

Wahlanalyse 

Diese Einschätzung wird 
eindrucksvoll von einer 
Studie des Instituts für 
Wahl-, Sozial- und Metho- 
denforschung Kaufbeuren 
für die Zeitungen des 
Schleswig-Holsteinischen 
Zeitungsverlages unter- 
stützt. Demnach geht das 
Debakel der SPD in erster 
Linie auf das Konto von 
Nichtwählern und „Wechs- 
lern" zur CDU. Im Ver- 
gleich zu 1998 verlor die 
SPD allein 148 990 Stim- 
men (6,7 Prozent) an das La- 
ger der NichtWähler, 50 450 
Wähler (2,27 Prozent) 
wechselten zur CDU. Die 
SPD verlor im Saldo an alle 
anderen Wählergruppen, 
während   die   CDU   trotz 

stark gesunkener Wahlbe- 
teiligung fast durchweg Zu- 
wächse verbuchen konnte. 

Denkzettelwahl 

Als ein großartiges Er- 
gebnis, das für seine Partei 
jedoch auch eine große Ver- 
pflichtung darstelle, be- 
zeichnet der Vorsitzende der 
CDU Schleswig-Holstein, 

Peter Harry Carstensen, den 
Ausgang der Kommunal- 
wahlen. Die von der CDU in 
den Vordergrund gestellten 
Themen „kommunale Fi- 
nanznot" und „Familienpo- 
litik" hätten ebenso zum 
Wahlerfolg beigetragen wie 
die Unzufriedenheit der 
Bürgerinnen und Bürger mit 
Rot-Grün. „Die Menschen 
können sich Rot-Grün nicht 
mehr leisten", so Carsten- 
sen. Die Wahl sei eine Denk- 
zettelwahl für Gerhard 
Schröder und Heide Simo- 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN' 

n's, aber auch eine Bestäti- 
gung für seine Partei, der die 
Menschen auch in Umfra- 
gen die höhere kommunal- 
Politische Kompetenz zuge- 
wiesen haben. „Die Kandi- 
daten der CDU waren eben 
näheram Menschen." 

Wahlkampfkonzept 

Besonders zufrieden 
2eigte sich die Wahlkampfor- 
ganisation, dass das erstmals 
'üreine Kommunalwahl ent- 
wickelte Wahlkampfkonzept 
aufgegangen ist. 
* Erstmalig hat der Lan- 
desverband zur Erstellung 
der Kommunalwahlwerbe- 
'•nie eine Werbeagentur be- 
auftragt, die mit dem Slo- 
gan „Deine Zukunft-Deine 
Entscheidung" das CDU- 
^otto „Näher am Men- 
schen" klar und deutlich in 
S*ene setzte. 
* Erstmalig hat der Landes- 
verband die Möglichkeit der 
lndividuellen Plakaterstel- 
'üng über einen eigenen DIN 
A O-Schwarz-Weiß-Kopie- 
rer angeboten. Zum Preis 
v°n 2,- bzw. 3,- Euro hatte 
jeder Kandidat/Orts verband 

le Gelegenheit, Fotos und 
exte auch in kleinsten Aut- 

ogen in den Rahmen der 
^erbelinie eindrucken zu 
assen. Die Resonanz war 
überwältigend und hat die 
Druckerei  des  Landesver- 

bands an den Rand der Ka- 
pazität gebracht. 
• In den Mittelpunkt der 
kommunalen Themen wur- 
de die Finanzausstattung 
der Kommunen sowie die 
Bildungs- und Familienpo- 
litik gestellt. Dies erfolgte 
u.a. durch entsprechende 
Themenplakate und eine 
gezielte Pressearbeit des 
Landesverbandes. Die 
Werbelinie stellte sich klar 
in Botschaft und Farbe dar 
und war somit vielseitig 
verwendbar. Die persönli- 
che Ansprache der Wähle- 
rinnen und Wähler („DEI- 
NE Zukunft..."), über die in 
der Entwicklungsphase der 
Kampagne diskutiert wur- 
de, hat sich bewährt und 
wurde nahezu durchweg 
eingesetzt. Unterstützung 
erhielt der CDU-Wahl- 
kampf durch die Arbeit der 
CDU-Landtagsfraktion, 
die mit ihrer inhaltlichen 
Arbeit und mit 
ihrer personel- 
len Präsenz vor www.sta 
Ort  zum  guten www. 
Erscheinungs- 

05HH/M 

bild der Union beigetragen 
haben. 
• Um die Wahlkämpfer mit 
hinreichend bundespoliti- 
schem Argumentationsma- 
terial auszustatten, hat der 
schleswig-holsteinische 
Landesverband seit Jahres- 
beginn eine Reihe von Kan- 
didaten in den Kreisverbän- 
den mit der Informations- 
broschüre UiD versorgt. 
• Bundespolitische The- 
men wurden auch durch 
eine gute Präsenz von Bun- 
desrednern transportiert. So 
waren u.a. Angela Merkel, 
Peter Müller, Ole von Beust, 
Katherina Reiche, Petra 
Roth und Horst Seehofer 
in Schleswig-Holstein zu 
Gast. 
• Um die Politik der CDU 
Schleswig-Holstein noch 
intensiver darzustellen, ist 
rechtzeitig vor der Kommu- 
nalwahl der „Schleswig- 
Holstein Kurier" in einem 
neuen vierfarbigen Format 
erschienen. 
• Die Internetpräsenz der 
CDU Schleswig-Holstein 
wurde deutlich ausgebaut. 
Zum Zeitpunkt der Kommu- 
nalwahl waren insgesamt 
220 Verbände über das seit 
Juni 2002 arbeitende Sys- 
tem im Internet vertreten. 

www.cdu-sh.de 
tistik-sh.de/kw2003.htm 
schleswig-holstein.de 
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ARBEITSMARKT 

LAURENZ   MEYER 

Schröder kündigt an - die Arbeitnehmer 
erhalten die Kündigung 

Zu den Arbeitsmarkt-Zah- 
len des Monats Februar er- 
klärte der CDU-General- 
sekretär: 

Schröder gibt sich als der 
Kanzler der großen Worte - 
doch in Wirklichkeit ist erder 
Kanzler der großen Zahlen: 
Auf dreieinhalb Millionen 
wollte Schröder die Arbeits- 
losenzahl senken, so hat er 
es zu Beginn seiner Regie- 
rungszeit versprochen. Jetzt 
sind es über 4,7 Millionen - 
Tendenz steigend. Diesem 
Kanzler kann man kein Wort 
mehr glauben. 

Jetzt droht uns Schröder 
schon wieder einen Neustart 
seiner Politik an, und das be- 
reits zum vierten oder fünften 
Mal. Die Arbeitslosenzahl 
beeindruckt das offensicht- 
lich nicht: Sie bewegt sich 
stetig auf die Fünf-Millio- 
nen-Marke zu. Denn Wirt- 
schaftspolitik findet unter 
diesem Kanzler nur in leeren 
Worten statt: Schröder kün- 
digt an, die Arbeitnehmer er- 
halten die Kündigung. 

Seit die SPD regiert, 
nimmt die soziale Kälte in 
Deutschland zu. Das Land 
der Sozialen Marktwirtschaft 
und des Wirtschaftswunders 
ist unter Schröder zur wirt- 

schaftlichen Gefahr für un- 
sere Nachbarn und Freunde 
geworden. Besonders die Ar- 
beitslosen in den neuen Län- 
dern müssen das Nichtstun 
des Kanzlers als reinen Hohn 
empfinden: Ein Fünftel der 
Menschen im Osten ist ohne 
Arbeit. Unter Schröder geht 
die Schere zwischen Ost und 
Westimmerweiterauseinan- 
der. Auch damit verspielt der 
Kanzler den Wohlstand un- 
seres Landes. 

90.000 Ausbildungsplätze 
fehlen in Deutschland - fast 
doppelt so viele wie im Vor- 
jahr. Beim politischen Ascher- 

mittwoch hat Schröder wieder 
einmal mit dem Finger auf an- 
dere gezeigt: Er hat von der 
Wirtschaft verlangt, ihrer Ver- 
pflichtung zur Schaffung von 
Ausbildungsplätzen nach- 
zukommen. Doch gleichzeitig 
setzt Schröder mit seinen 
Steuererhöhungen auf eine Po- 
litik, die Konjunktur und 
Wachstum weiter abwürgt. 

Er habe verstanden, ließ 
Schröder einst wissen. Nein. 
Herr Bundeskanzler: Die 
Wähler haben verstanden: 
Nämlich dass die rot-grüne 
Chaostruppe außer Durch- 
einanderreden nichts zu bie- 
ten hat. Veränderungen am 
Arbeitsmarkt, Steuersenkun- 
gen, Bürokratieabbau und be- 
zahlbare Sozialsysteme müs- 
sen her. Verbraucherund Un- 
ternehmen brauchen wieder 
mittelfristige Planungssi- 
cherheit. Vorher wird sich an 
der desolaten Lage am Ar- 
beitsmarkt nichts ändern. 

DIE   BILANZ   VON   ROT-GRUN 

• Höchststand an Arbeitslosen in der Regierungszeit 
Schröders • Dritthöchste Arbeitslosenzahl aller Zeiten 
• Stärkster jemals gemessener Anstieg der Arbeitslosig- 
keit in einem Februar • Stärkster Anstieg der Jugendar- 
beitslosigkeit im Jahresvergleich. 
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SOFORTPROGRAMM 

KOMMUNALFINANZEN: 

Kreditprogramme für die Kommunen 
helfen nicht 

^ls Ausweg aus der desola- 
ten Finanzlage der Kom- 
munen und Städte stellten 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer gemeinsam mit den 
Oberbürgermeistern Diet- 
mar Vettermann (Zwic- 
kau) und Oliver Wittke 
'Gelsenkirchen) nach ei- 
nem Treffen von CDU- 
Oberbürgermeister eine 
Semeinsame Resolution 
Vor: 

Die Kommunen sind am 
Rande des Ruins. Haushalts- 
s,cherungskonzepte lassen 
deinen Raum mehr für de- 
mokratisch gestaltbare frei- 
willige Aufgaben. Die Kom- 
munen sind am Gängelband 
der Staatsaufsicht. Die kom- 
munale Selbstverwaltung - 
v°mGrundgesetzgefordert- 
lst praktisch am Ende. 

Auf fast 10 Mrd. € steigt 
as Gesamtdefizit in den 

^aushalten der Städte, Ge- 
meinden und Landkreise in 
mesem Jahr an. 1998 hatten 
sienoch 2,1 Mrd. € Über- 
schuss. 

Die kommunalen Steuer- 
emnahmen brechen ein 
(2001 -5,4%, 2002-4,1 %). 
Öas ist deutlich mehr als bei 
Bund (2002 - 1,6 %) und 
andern (2002-0,2 %). Lau- 

fende Kosten müssen auf Re- 
kordniveau und gegen gel- 
tendes Recht mit teuren 
Überziehungskrediten be- 
zahlt werden: 11,7 Mrd. € 
zur Mitte des Jahres 2002. 

Sofortprogramm 

Wir fordern die Regie- 
rung Schröder auf, ihre kom- 
munalfeindliche Politik zu 
beenden. Wir brauchen drin- 
gend ein Sofortprogramm für 
die Menschen in unseren 
Kommunen: 
• Rot-Grün hatte mit der 
Steuerreform 2000 beschlos- 
sen, dass die Gemeinden 30 
% anstatt vorher 20 % ihres 
Gewerbesteueraufkommens 
als Umlage an Bund und Län- 
der abtreten müssen. Als 
Rechtfertigung wurden 
Wachstumserwartungen bei 
der Gewerbesteuer durch 
Konjunkturaufschwung und 
neue Abschreibungsbedin- 
gungen für die Unternehmen 
angegeben. Die Steuerre- 
form ist total missglückt. Die 
Konjunktur lahmt unter Rot- 
Grün. Die Abschreibungsbe- 
dingungen wurden nicht wie 
geplant verändert. Die „Ge- 
schäftsgrundlage" ist wegge- 

fallen. Trotzdem nimmt Rot- 
Grün den Kommunen von den 
gesunkenen Einnahmen ei- 
nen steigenden Antei 1 ab. Dies 
können wir nicht mehr hin- 
nehmen! Die Gewerbesteuer- 
umlage muss umgehend auf 
das Niveau vor der Schröder- 
Steuerreform zurückgenom- 
men werden. Diese sofortige 
Rücknahme lässt den Kom- 
munen 2003 rund 2,3 Mrd. € 
und 2004 rund 2,6 Mrd. € - 
ein unerlässlicher erster 
Schritt. Mehr muss folgen. 
• Die kommunalen Investi- 
tionen brechen ein (2001 - 6 
%, 2002 - 2,4 %, 2003 - 11,8 
%). Die Folgen sind katastro- 
phal: die Infrastruktur des 
Standorts Deutschland ver- 
fällt. Schwimmbäder und Bi- 
bliotheken, Jugendzentren 
und Musikschulen und vieles 
mehr müssen geschlossen 
werden. Viele Schulen sind in 
einem erbarmungswürdigen 
Zustand. Zu schlechter Bil- 
dung - siehe „Pisa" - kommt 
die Gewöhnung an verwahr- 
loste öffentliche Gebäude. 

Wir brauchen kein kredit- 
finanziertes kommunales In- 
vestitionsprogramm. Die 
Kommunen brauchen finan- 
zielle Mittel, über deren Ein- 
satz die Kommunen selbst 
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entscheiden. Damit müssen 
die negativen Folgen der Fi- 
nanznot für die Konjunktur 
und den Zustand der kommu- 
nalen Infrastruktur gelindert 
werden. Programme mit ver- 
billigten Krediten oder einem 
kommunalen Eigenanteil hel- 
fen überhaupt nicht weiter. 
Eine zusätzliche Kreditauf- 
nahme löst bei Städten, die un- 
terdem Haushaltssicherungs- 
konzept stehen, keine einzige 
Maßnahme aus - allenfalls 
wird die Zinslast verringert. 
Wir brauchen jetzt kein wei- 
teres geliehenes Geld, son- 
dern eine solide Finanzaus- 
stattung der Kommunen! 
• Der ungebremste Anstieg 
der kommunalen Ausgaben 
für soziale Leistungen von 
26,6 Mrd. € im Jahr 2000 auf 
29,6 Mrd.€ im Jahr 2003 ist 
für uns nicht länger verkraft- 
bar. In den letzten 10 Jahren 
stiegen die kommunalen So- 
zialausgaben trotz Ein- 
führung der Pflegeversiche- 
rung um rund 30 %. Die Bun- 
despolitik belastet die kom- 
munalen Haushalte weiter 
durch die Gesetzgebung im 
Sozialbereich. Mit dem 
Grundsicherungsgesetz wer- 
den die Kassen der Kommu- 
nen mit ca. 1,5 Mrd. € zu- 
sätzlich belastet. Diese Aus- 
gaben müssen den Kommu- 
nen erstattet werden. 
• An Arbeitswilligen man- 
gelt es in unseren Städten und 
Gemeinden     nicht!     Aber 

zunächst brauchen die Men- 
schen Arbeitplätze! Deshalb 
fordern wir, dass sich die 
marktwirtschaftlichen Kräfte 
in Deutschland wieder entfal- 
ten können. Es muss sich wie- 
der lohnen, Leistung zu er- 
bringen und Verantwortung 
als Unternehmer zu überneh- 
men, um neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. Wir fordern eine 
grundlegende Reform der so- 
zialen Sicherungssysteme 
und die Zusammenführung 
von Arbeitslosen- und So- 
zialhilfe. Dabei muss sicher 
gestellt sein, dass die Verant- 
wortung für die Arbeits- 
marktpolitik und ihre Folgen 
nach wie vor beim Bund an- 
gesiedelt bleibt. Die jetzt ge- 
plante Aufspaltung - Ver- 
schiebung schlecht vermit- 
telbarer Arbeitslose auf die 
kommunale Ebene, Belas- 
sung nur der übrigen bei der 
Bundesanstalt für Arbeit - 
wird rigoros abgelehnt. 

Aufgaben 

Über diese Sofortmaß- 
nahmen hinaus müssen ins- 
besondere zwei weitere Auf- 
gaben angepackt werden: 
• 1. In den vergangenen 
Jahren hat der Bund immer 
mehr Kosten und staatliche 
Pflichtaufgaben den Land- 
kreisen, Städten und Gemein- 
den zugeschoben. Das Kon- 
nexitätsprinzip   („Wer   be- 

stellt, muss bezahlen") wur- 
de rücksichtslos umgangen- 
Ob Kindergeld, Riester- 
rente, Grundsicherung, Fi- 
nanzierung der Langzeitar- 
beitslosigkeit - stets werden 
die Kommunen ohne hinrei- 
chenden finanziellen Aus- 
gleich zur Kasse gebeten. Zu 
einem föderalen Staatswe- 
sen gehört aber ein entspre- 
chendes Finanzierungskon- 
zept. Dabei ist die Vertei- 
lungssymmetrie zwischen 
den Ebenen strikt zu beach- 
ten. Es kann nicht sein, dass 
eine Ebene Lasten auf die an- 
deren verschiebt. Mischfi- 
nanzierungen sind abzu- 
bauen. Wir fordern die Auf- 
nahme des Konnexitäts- 
prinzips ins Grundgesetz! 
• 2. Eine umfassende Ge- 
meindefinanzreform muss 
die im Grundgesetz veran- 
kerte finanzielle Eigenverant- 
wortung der Kommunen ge- 
währleisten, ihre Finanzkraft 
dauerhaft auf eine solide 
Grundlage stellen und den 
Städten und Gemeinden bere- 
chenbare und wachstums- 
fähige Steuerquellen er- 
schließen. Dabei muss das In' 
teresse der Kommunen an der 
Ansiedlung von Unterneh- 
men sowie der Schaffung und 
dem Erhalt von Arbeitsplät- 
zen berücksichtigt werden- 
Ein wichtiges Element könnte 
ein eigenständiges Hebesatz- 
recht der Kommunen im Er' 
tragssteuerbereich sein. 
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NIEDERSACHSEN ' 

NEUE   LANDESREGIERUNG 

„Mutig und entschlossen - Nieder- 
sachsen voranbringen" 

Niedersachsen hat nach 13 
Jahren mit sozialdemo- 
kratisch geführten Lan- 
desregierungen erstmals 
nieder einen christdemo- 
kratischen Regierungs- 
chef. 

Gut einen Monat nach 
dem Erfolg von CDU und 
^t)P bei der Landtagswahl 
arn 2. Februar wurde der 

CDU-Landesvorsitzende 
Christian Wulff vom Land- 
tag in Hannover zum neun- 
ten Ministerpräsidenten des 
Landes gewählt. Auf der 
konstituierenden Sitzung 
des Landtages erhielt Wulff 
'05 von 106 möglichen 
Timmen aus dem Lager der 
^egierungskoalition von 
CDU und FDP. 

Christian Wulff ist nach 
Ernst Albrecht, der von 1976 
b's 1990 in Hannover re- 
§'erte, der zweite christ- 
^ernokratische Regierungs- 
chef in Niedersachsen. 

Angela Merkel gratu- 
''erte dem neuen Minister- 
Präsidenten im Namen der 
^DU Deutschlands „von 
ganzem Herzen". „Die Vor- 
gangerregierungen unter 
Gerhard Schröder und Sig- 
mar Gabriel haben Ihnen ein 
schweres   Erbe   hinterlas- 

sen", schreibt die Vorsit- 
zende der CDU-Deutsch- 
lands. Sie sei aber fest davon 
überzeugt, dass Christian 
Wulff ais neuer Ministerprä- 
sident Niedersachsen wie- 
der auf Erfolgskurs führen 
werde. 

Leitlinien 

Wie der 43-jährige 
Rechtsanwalt, der jetzt der 
derzeit jüngste Regierung- 
schef in einem Bundesland 
ist, Niedersachsen wieder 
nach vorne bringen will, be- 
schrieb er in seiner ersten 
Regierungserklärung. Unter 
dem Motto „Mutig und ent- 
schlossen - Niedersachsen 
voran bringen" stellte Wulff 
die Leitlinien der neuen Lan- 
desregierung vor. „Wir wis- 
sen, das Land muss gene- 
ralüberholt werden", lautete 
seine zentrale Aussage. „Wir 
können nicht zaubern. Aber 
wir können hart arbeiten." 

Ein Klima zu schaffen, in 
dem die Wirtschaft gedeiht 
und sich wieder Optimismus 
verbreitet, das neue Arbeits- 
plätze hervorbringt, bessere 
Ausbildungs- und Bildung- 
schancen und „Luft zum At- 

men" für die Kommunen 
nannte Niedersachsens neu- 
er Ministerpräsident Chri- 
stian Wulff als zentrale 
Punkte seines Regierungs- 
handelns. Christian Wulff: 
„Wir wollen Niedersachsen 
endlich wieder nach vorn 
bringen!" 

Eine große Herausforde- 
rung, denn das Land ist 
pleite: In 13 Jahren Rot- 
Grün seien mehr Schulden 
gemacht worden als in den 
44 Jahren zuvor, erinnerte 
der neue Ministerpräsident. 
„Wer jetzt noch mauert, wer 
jetzt noch mit den Rezepten 
von gestern kommt, handelt 
gegen den Wählerwillen." 
Durch ein „erdrutscharti- 
ges" Wahlergebnis habe die 
neue CDU/FDP-Regierung 
den Auftrag für einen Kurs- 
wechsel erhalten. 

Entschlossenes 
Handeln 

Christian Wulff, der auch 
stellvertretender Vorsitzen- 
der der CDU Deutschlands 
ist, machte seine Entschlos- 
senheit zu Handeln deutlich: 
„Diese Regierung wird eine 
zupackende Regierung sein. 
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1 NIEDERSACHSEN 

Wir werden das, was wir für 
richtig halten, auch verwirk- 
lichen." 

Noch in diesem Jahr sol- 
len 2500 Lehrer und bis zum 
Ende der fünfjährigen Le- 
gislaturperiode 1000 Polizi- 
sten zusätzlich eingestellt 
werden. Bis spätestens 2006 
soll die Orientierungsstufe 
als selbständige Schulform 
der Klassen fünf und sechs 
ersatzlos gestrichen werden. 
Die Autonomie der Hoch- 
schulen soll durch ein neues 
Hochschulgesetz gestärkt 
werden. In der Landesver- 
waltung sollen 6000 Stellen 
gestrichen und die Bezirks- 
regierungen sollen binnen 
drei Jahren durch kleinere 
Kompetenzzentren ersetzt 
werden. Mit den Kommunen 
will der neue Ministerprä- 
sident einen „Pakt zur Stär- 

kung der Kommunen" schlie- 
ßen. Das Land solle bei der 
Übertragung neuer Aufga- 
ben durch die Verankerung 
des Konnexitätsprinzips 
(Wer bestellt, bezahlt!) zum 
vollständigen Finanzaus- 
gleich verpflichtet werden. 
Da Steuererhöhungen der 
Wirtschaft nachhaltig scha- 
den würden, werde die neue 
Landesregierung Steuerer- 
höhungen im Bundesrat ab- 
lehnen. 

Der neue Ministerpräsi- 
dent deutete der SPD an, 
dass ihre Verbannung auf 
die Oppositionsbank länger 
als eine Wahlperiode dauern 
soll. „Was wir jetzt an Pro- 
blemen lösen, auch mit Ihrer 
Unterstützung, das brau- 
chen Sie dann in 20 bis 30 
Jahren nicht mehr weg- 
zuräumen." 

Zum Auftakt der Sitzung 
hatte der Landtag den Christ- 
demokraten Jürgen Gan- 
säuer einstimmig zu seinem 
neuen Präsidenten gewählt. 
Zur Vizepräsidentin des 
Landtages wurde von der 
Union die Abgeordnete 
Astrid Vockert gewählt. 
Zum Regierungssprecher hat 
Ministerpräsident Wulff den 
bisherigen Sprecher des Lan- 
desverbandes, Olaf Glaese- 
ker, berufen. 

Am Vortag hatten die 
Delegationen der CDU un- 
ter Christian Wulff und der 
FDP unter Walter Hirche 
den Koalitionsvertrag zwi- 
schen den beiden Parteien 
unterzeichnet. Dieser war 
zuvor von den so genannten 
„kleinen Parteitagen" der 
Union und der FDP geneh- 
migt worden. 

NEUES   LANDESKABINETT 

Christian Wulff: (CDU/Ministerpräsident) 
Uwe Schünemann: (CDU/Minister für Inneres und Sport) 
Hartmut Möllring: (CDU/Finanzminister) 
Ursula von der Leyen: (CDU/Ministerin für Soziales, Frauen, Familie und 

Gesundheit 
Bernd Busemann: (CDU/Kultusminister) 
LutzStratmann: (CDU/Minister für Wissenschaft und Kultur) 
Hans-Heinrich Ehlen: (CDU/Minister für Ernährung, Landwirtschaft und den 

ländlichen Raum) 
Elisabeth Heister-Neumann: (CDU/Justizministerin) 

Walter Hirche: (FDP/Minister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr) 
Hans-Heinrich Sander: (FDP/U m we 11 m i n i ster) 
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FRAUEN-UNION 

FAMILIENPOLITIK 

„Reformvorhaben müssen durch den 
Familien-TÜV!" 

Einen Familien-TÜV for- 
derte die Bundesvorst- 
ände der Frauen-Union, 
Maria Böhmer, am Mon- 
tagabend im Rahmen der 
Veranstaltungsreihe „Wie 
Sollen wir morgen leben? 
"ie Frauen-Union im Ge- 
spräch". 

Jürgen Borchert, Richter 
arr> hessischen Landesso- 
2|algericht, und der Vorsit- 
zende der Christlich De- 
mokratischen Arbeitneh- 
merschaft, Hermann-Josef 
Arentz, trafen auf Einladung 
der Frauen-Union im Streit- 
gespräch in Sachen Familie 
au-feinander. „Wir brauchen 
"ei den anstehenden Refor- 
men einen Farn i lien verträg- 
''chkeits-Check - vom Ge- 
SL|ndheitssysiem über die 
rflegeversicherung bis hin 
2ur Rente." Angesichts von 
e'ner Million Kindern, die in 
Deutschland von der Sozial- 
mlfe lebten, könne man die 
verbesserung der materiel- 
'en Lage von Familien nicht 
eine ganze Legislaturperi- 
°de lang auf Eis legen. An- 
Packen müssten die politisch 
Verantwortlichen zunächst 
bei der Betreuungssituation, 
d|e stark verbessert werden 
müsse, damit Eltern Familie 

wje wolle 

und Beruf leichter in Ein- 
klang bringen könnten. 

Jürgen Borchert forderte 
in der anschließenden Dis- 
kussion dazu auf, die Sozial- 
versicherung vom Arbeits- 
verhältnis abzukoppeln und 
stattdessen auf Grundlage 
aller personengebundenen 
Einkommen zu finanzieren. 
Borchert: „Die Lohnbczo- 
genheit der Sozialversiche- 
rung ist anachronistisch, ih- 
re Beitragsstruktur verletzt 
elementare Gerechtigkeits- 
sätze, vor allem die Gebote 
der Gleichbehandlung und 
der Familienförderung." 
Durch mangelnden Reform- 
willen sei die Balance von 
Lasten und Leistungen in 
Staat und Gesellschaft völlig 
aus dem Lot geraten. „Wir 
müssen dafür sorgen, dass 
Familien ihre Kinder aus 
dem selbst erwirtschafteten 
Einkommen in eigener Ver- 
antwortung aufziehen kön- 

nen", so der 
Sozialrich- 
ter. Borchert 
forderte wei- 
ter ein En- 
de der Bela- 
stung des 
Kinderun- 
terhalts mit 

indirekten Steuern. 
Ein Umsteuern der Poli- 

tik zugunsten der Familien 
propagierte auch Hermann- 
Josef Arentz. Das Familien- 
geldkonzept der Union biete 
durchaus einen Ansatz, ein 
Stück mehr materieller Ge- 
rechtigkeit für die Familien 
zu bringen. Dies enthebe die 
Politik allerdings nicht von 
der Aufgabe, das „zutiefst 
ungerechte" Steuersystem 
umzugestalten. Das er- 
werbs- und einkommensun- 
abhängige Familiengeld sei 
gerecht, so Arentz, baue die 
Benachteiligung junger Fa- 
milien ab und könne eine 
Million Kinder aus der So- 
zialhilfe holen. Arentz 
warnte eindringlich davor, 
die notwendige verbesserte 
Finanzausstattung von Fa- 
milien und die dringend aus- 
zubauende Ganztagsbetreu- 
ung gegeneinander auszu- 
spielen. 
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1 EVANGELISCH ER   ARBEITSKREIS 

12.   BERLINER  THEOLOGISCHES   GESPRäCH 

„Krieg und Frieden - eine Frage von 
Fundamentalismus?" 

„Krieg soll nach Gottes 
Willen nicht sein!" - diese 
eindeutige Botschaft eint 
Christen auf der ganzen 
Welt. Angesichts der Ein- 
schätzungen sowohl hin- 
sichtlich der Bedrohung 
und der Gefahren, die 
durch das verbrecherische 
Regime im Irak für die 
Weltgemeinschaft ausge- 
hen, als auch der Strate- 
gien für eine tragfähige 
Sicherung des Weltfrie- 
dens, scheiden sich aber die 
Geister! 

Selten - in der jüngsten 
Vergangenheit - wurde die 
Debatte um „Krieg und Frie- 
den" erhitzter und engagier- 
ter geführt als gegenwärtig! 

Diese Ausgangssituation 
bildete den Rahmen für das 
12. Berliner Theologische 
Gespräch des Evangelischen 
Arbeitskreises der CDU/ 
CSU, zu der der Bundesvor- 
sitzende, Jochen Borchert, 
am 11. März ins Konrad- 
Adenaucr-Haus einlud. Als 
Referenten waren zwei hoch- 
karätige Vertreter geladen: 
Zum einen Präses Manfred 
Kock, der Ratsvorsitzende 
der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, zum anderen 
der stellvertretende Vorsit- 

zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Wolfgang 
Schäuble. 

Der Ratsvorsitzende be- 
gann sein Referat damit, dass 
er auf seine missverständli- 
chen Äußerungen im Hin- 
blick auf den US-amerikani- 
schen Präsidenten, George 
W. Bush jr., Bezug nahm, 
den er in einem Interview mit 
„islamischen Fundamentali- 
sten" verglichen hatte. Präses 
Kock distanzierte sich zwar 
noch einmal ausdrücklich 
von der Form dieses Verglei- 
ches, betonte aber, dass das 
inhaltliche Problem einer 
pseudoreligiösen bzw. ideo- 
logischen Begründbarkeit 
bzw. Rechtfertigung eines 
Krieges in vielen Äußerun- 
gen George W. Bushs au- 
genfällig sei und nach wie vor 
kritisiert werden müsse. 
Wenn Bush von einem „Gott 
gegebenen Auftrag" spre- 
che, so habe er als ge- 
schichtsbewusster Christ 
größte Schwierigkeiten mit 
solch einer verhängnisvoll 
geprägten Rhetorik. Gerade 
für Christen könne allein der 
Frieden, niemals jedoch der 
Krieg Zielpunkt der ethi- 
schen Bemühung sein! 

Kock verwies darauf, dass 

es zwar in der Geschichte 
durchaus Beispiele für eine 
notwendige militärische In- 
tervention gegeben habe, er 
sehe aber nicht, dass diese 
„ultima ratio" in Bezug auf 
den Irak derzeitig gegeben 
wäre. Er äußerte des weiteren 

durchaus Verständnis dafür, 
dass die Empfindungen vie- 
ler Amerikaner seit dem 11 • 
September 2001 eine ge- 
wisse Sehnsucht nach einer 
„starken Antwort" ausdrüc- 
ken würden, unterstrich je- 
doch, dass dies in seinen Au- 
gen der fälsche Umgang mit 
der widerfahrenen Erschüt- 
terung durch den Terroris- 
mus sei. 

Der Rat der EKD habe 
deutlich bekräftigt, dass der 
Hauptgrund der gegenwär- 
tig sich zuspitzenden Situa- 
tion im Irak zu suchen sei- 
Dennoch aber schließe das 
friedensethische Paradigma 
vom „gerechten Frieden" 
jegliche Begründung eines 
„heiligen" bzw. „gerechten 
Krieges" aus! Man müsse 
weiterhin auf die friedliche 
Durchsetzung der UN-Re- 
solutionen bauen. 

In seiner Erwiderung 
machte Wolfgang Schäuble 
von Anbeginn an deutlich, 

12-UID 8/2003 



EVANGELISCHER   ARBEITSKREIS 

dass er grundsätzlich alle Be- 
denken gegen den Krieg teile. 
Krieg sei immer das Ergebnis 
eines großen menschlichen 
Scheiterns. Auch er wünsche 
sich wie alle Christen den 
Frieden und darüber bestehe 
auch überhaupt gar kein Dis- 
senz zur Position von Kock 
bzw. zu den Kirchen! Die ent- 
scheidende Frage sei aber, 
wie in einer nun einmal noto- 
risch friedlosen Welt derge- 
stalt politisch zu handeln sei, 
dass, wenn nur irgend mög- 
lich, noch größeres Leid ver- 
nieidbar gemacht werden 
könne! Die Frage nach der 
Verhältnismäßigkeit eines 
drohenden Krieges stelle sich 
natürlich, das Dilemma sei je- 
doch, dass es sich immer erst 
aus der sicheren, historischen 
Retrospektive ersehen lasse, 
°b tatsächlich verhältnismä- 
ßig gehandelt worden sei oder 
nicht. 

Wolfgang Schäuble zu- 
folge bestünde das Problem 
eigentlich nicht so sehr im 
"Fundamentalismus" selbst 
und seinen Spielarten, son- 
dern v ielmehr- seit dem Ende 
des bipolaren Ost-West-Ge- 
gensatzes-inden vielfältigen 
und völlig unkalkulierbar ge- 
wordenen Risiken, die durch 
den Wegfall derfrüheren,glo- 
balen Ordnungsstruktur ent- 
standen seien. Auf eine ver- 
lässliche Ordnungsstruktur 
käme es aber gerade an, denn 
nur eine glaubwürdige und 

zum Han- 
deln bereite 
Weltge- 
meinschaft, 
die kraft ih- 
rer Autori- 
tät auch fä- 
higsei, das 
„Ordnungs- 
mittel der 
Drohung" 
im Sinne eines allgemein ak- 
zeptierten Machtmonopols 
im Ernstfall auch durchzuset- 
zen, wäre eine wirkliche 
Chance für die Rettung des 
Friedens! 

Das CDU-Präsidiums- 
mitglied trat für eine strikte 
Beibehaltung der Drohku- 
lisse ein. Gerade sie sei die 
einzige Möglichkeit, über- 
haupt zu verhindern, dass 
sich die Drohung bewahrhei- 
ten müsse! Auch die interna- 
tionale Rechtsgemeinschaft 
- in all ihrer Unzulänglich- 
keit - bedürfe - nach der al- 
ten Formel - „des Schwer- 
tes", d.h. des Gewaltmono- 
pols, auch und gerade wenn 
man dessen Anwendung 
eben letztlich zu verhindern 
trachte. Dieses Paradox gelte 
es realpolitisch auszuhalten, 
denn wer drohe und gleich- 
zeitig versichere, seinen Dro- 
hungen ohnehin keine Taten 
folgen zu lassen, der diskre- 
ditiere sich selbst. 

Wolfgang Schäuble verur- 
teilte in diesem Zusammen- 
hang   die   Bundesregierung 

aufs Schärfste. Wer die Bünd- 
nisse, die sich bewährt haben, 
schwäche, handle verantwor- 
tungslos und fahrlässig. Die 
einseitige Kritik den Ameri- 
kanern gegenüber erweise 
sich als verhängnisvoll und 
unaufrichtig, da man sich ih- 
rerHilfe in der Vergangenheit 
- wenn es denn gepasst habe 
- gerne bedient habe. Die 
Rückkehr der Kontrolleure in 
den Irak sei ohne den energi- 
schen Druck der US A-das sei 
unstrittig - überhaupt nicht 
möglich geworden! Schäuble 
äußerte schließlich,dasserdie 
Hoffnung auf eine friedliche 
Lösung noch nicht völlig auf- 
gegeben habe, aber wer eben 
permanent die Drohkulisse 
und die Bündnisbindungen 
schwäche, der schwäche eben 
auch die letzten Chancen für 
den Frieden. Die UN dürften 
sich nicht weiter vom Verbre- 
cher Hussein hinhalten las- 
sen, sondern müssten jetzt 
konsequent und geschlossen 
auftreten, um so die letzte 
Chance auf eine friedliche Lö- 
sung nicht zu verspielen. 
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MUSIKWIRTSCHAFT 

FRÜHJAHRSSITZUNG     DlALOGFORUM 

Fruchtbare und offene Zusammenarbeit 
Zum wiederholten Male 
trafen sich Steffen Kampe- 
ter, Obmann im Haus- 
haltsausschuss der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
und CDU Generalsekretär 
Laurenz Meyer mit Musi- 
kern, Vertretern der Pho- 
noverbände und Platten- 
firmen sowie Kreativ- 
schaffenden, um die Mu- 
sikbranche betreffende 
Probleme zu diskutieren. 

Gleich zu Beginn des 
Treffens verdeutlichte Lau- 
renz Meyer das Selbstver- 
ständnis der Zusammenar- 
beit zwischen Kreativen und 
derCDU: „Seit Steffen Kam- 
peter und ich auf der Pop- 
komm 2001 den Gesprächs- 
kreis 'Dialogforum Musik- 
wirtschaft' initiiert haben, 
hat sich eine regelmäßige, 
fruchtbare und vor allem of- 
fene Zusammenarbeit der 
Union mit der Musikbran- 
che entwickelt." 

Laurenz Meyer dankte 
den Teilnehmern des Dia- 
logforums für die Zusam- 
menarbeit: „Wenn wir ein- 
mal in die Vergangenheit 
zurückblicken, dann sieht 
man deutlich, dass wir viele 
Themen angesprochen ha- 
ben, und auch wenn wir 
nicht überall sofort Lösun- 
gen finden konnten, so ha- 

ben wir immerhin einige 
Steine ins Rollen bringen 
und durch verschiedene 
Maßnahmen eine Sensibili- 
sierung für bestimmte Pun- 
kte erreichen können." 

Steffen Kampeter versi- 
cherte während der Sitzung, 
dass man von Seiten der 
Union auch zukünftig Druck 
machen werde, wenn es um 
die politischen Belange der 
Musikwirlschaft gehe. 

Themen der letzten Sit- 
zungen des Dialogforums 
waren neben dem dringen- 
den Thema Urheberrecht die 
Einführung eines deutschen 
Musikexportbüros, die Si- 
tuation des Musikfernse- 
hens in Deutschland, die Si- 
tuation der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen im Mu- 
sikbereich, die aktuelle Si- 
tuation des deutschen Musi- 
krates, die soeben ins Leben 

gerufene Pop-Akademie in 
Baden-Württemberg sowie 
der zu geringe Anteil natio- 
naler Titel, insbesondere im 
öffentlich-rechtlichen Hör- 
funk. 

Nationale Identität 

In dieser Runde wurden 
auch die Ergebnisse der von 
der Konrad-Adenauer-Stif' 
tung organisierten „2. Mu- 
sikfachtagung" am Vor- 
abend des Dialogforums 
analysiert. Vor über 300 
Zuhörern haben dort Reprä- 
sentanten aus Politik und 
Musikwirtschaft unter der 
Überschrift „Darf's auch ein 
bisschen deutsch sein?" dis- 
kutiert. In der einleitenden 
Rede betonte Tim Renner 
(Chairman & CEO Univer- 
sal Music Deutschland) die 

NEUER   SERVICE 

Die CDU-Bundesgeschäftsstelle hat ihren Service weiter 
verbessert. Mit dem Erscheinen des neuen Gesamtange- 
bots ist auch der neue Online-Shop der CDU ans Netz ge- 
gangen. Alle Werbe- und Verteilmittel können jetzt 
schnell und bequem per Mausklick beim IS-Versandzen- 
trum in Ennigerloh bestellt werden. 

Für zahlreiche Werbemittel gelten übrigens derzeit 
Sonderkonditionen. Die Lager müssen geräumt werden 
und so ist z.B. der CDU-Scooter schon für 29.00 Euro zu 
haben. ••HI.HüI www.cdunet.de 
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MUSIKWIRTSCHAFT 

l'"'< links: Volker Neumüller (Epic Records), Veronika Janombek (Musikmanagerin), Andre" Selleneit (BMG Berlin), An- 
Heia Merkel, Yvonne Catterfeld, Frank Maass (Turbo Beat). Foto: Duderstädt 

Bedeutung einer stärkeren 
Nationalen, kulturellen Iden- 
l'tät, die gerade im Musik- 
bereich dazu führen könnte, 
dass in Zukunft mehr deut- 
sche Musiker national stär- 
ker wahrgenommen wer- 
den und auch im Ausland 
größere Chancen hätten. In 
der anschließenden Debatte 
^urde über die Einführung 
e'ner Radio-Quote disku- 
l'ert sowie über die Einrich- 
tung eines Musikexport- 
büros und über musikali- 
sche Nachwuchsförderung 
lr> Deutschland. Auf dem 
Podium der von der Konrad- 
Adenauer-Stiftung veran- 
stalteten Musikfachtagung 
lahmen neben Steffen Kam- 
Peter auch Tim Renner (Uni- 

versal Music Deutschland), 
Detlef D! Soost (Choreo- 
graph), Professor Dr. Rolf 
Budde (Musikverleger), 
Cornelia Much (Geschäfts- 
führerin MIDEM Deutsch- 
land), Jochen Rausch (Pro- 
grammchef Eins Live), Les- 
lie Mandoki (Musiker und 
Musikproduzent) und Frank 
Maass (Musikmanager) teil. 

Urheberrecht 

Bereits Mitte Februar hat 
es ein Treffen mit Angela 
Merkel und Musikern und 
führenden Vertretern der 
Musikwirtschaft gegeben. 
In dem ausführlichen Ge- 
spräch ging es u.a. um die 

Durchsetzung der EU- 
Richtlinie zum Urheber- 
recht. Von Seiten der Musik- 
wirtschaft wurde dargelegt, 
dass die vorliegende Urhe- 
berrechtsnovelle zwar nicht 
die Erwartungen der Bran- 
che voll erfülle, aber eine 
schnelle Verabschiedung 
immer noch besser sei, als 
ein langes und unbefriedi- 
gendes Verfahren. Die Par- 
teivorsitzende kündigte in 
diesem Punkt ein schnelles 
Handeln der CDU/ CSU- 
Fraktion im Deutschen Bun- 
destag an, um das Urheber- 
recht noch im Frühjahr über 
die parlamentarischen Hür- 
den zu bringen. Es wurden 
weitere Treffen mit diesem 
Kreis vereinbart. 
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ANNETTE WIDMANN-MAUZ: 

Frauenpolitik 
heißt Zukunft 

sichern! 

Anlässlich des Internatio- 
nalen Frauentages erklär- 
te die Vorsitzende der 
Gruppe der Frauen: 

Der Internationale Frau- 
entag ist in Deutschland kein 
Relikt. Denn mit konstrukti- 
ver Frauenpolitik sichern wir 
unsere Zukunft. In Zeiten ho- 
her Arbeitslosigkeit, sozial- 
politischer und wirtschaftli- 
cher Stagnation, in Zeiten, in 
denen sich Werte und fami- 
liäre Bindungen wandeln 
und immer weniger Kinder 
geboren werden, besteht 
nach wie vor die gefährliche 
Tendenz, die Probleme 
zunächst über die Frauen- 
Biographien lösen zu wollen. 
Die Politik der rot-grünen 
Bundesregierung gibt dazu 
unrühmliche Beispiele: 
• Die rot-grüne Bundesre- 
gierung vermag es nicht, die 
katastrophale Lage auf dem 
Arbeitsmarkt in den Griff zu 

bekommen. Frauen müssen 
auch im Jahr 2003 trotz her- 
vorragender Ausbildung 
und Abschlüsse Wettbe- 
werbsnachteile am Arbeits- 
markt hinnehmen. Noch im- 
mer liegt der Anteil beruf- 
stätiger Frauen in Deutsch- 
land unter dem in anderen 
europäischen Ländern. Dar- 
über hinaus verdienen Frau- 
en in Deutschland nach ak- 
tuellen Angaben des Sta- 
tistischen Bundesamtes noch 
immer rund 30% wenigerals 
Männer. Rot/Grün hat keine 
Konzepte, dies zu ändern. 
• Deutschland steht im in- 
ternationalen Vergleich bei 
der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie weit hinten. 
Trotz vollmundiger Ankün- 
digungen hat Rot/Grün auch 
auf diesem Feld nichts errei- 
chen können. Dies wirkt sich 
gravierend auf die Geburten- 
rate in Deutschland aus. 
Nach einer aktuellen Stati- 
stik des EU-Statistikamtes 
Eurostat steht Deutschland 
mit 1,29 Kindern pro Frau 
mit Italien, Spanien, Öster- 
reich und Griechenland am 
Tabellenende des EU-Ver- 
gleichs. Dieses Dilemma ist 
nicht allein mit der Finanzie- 
rung von 4 Mrd. € bis 2007 
für Ganztagsschulen zu be- 
wältigen wie es uns die rot- 
grüne Bundesregierung vor- 
zugaukeln versucht. Viel- 
mehr bedarf es eines umfas- 
senden Ansatzes wie ihn die 

CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion mit dem Konzept 
„Faire Politik für Familien'* 
vorgelegt hat. Die Verein- 
barkeit von Beruf und Fami- 
lie muss nachhaltig gestärkt 
werden, die finanzielle Ge- 
rechtigkeit für Familien 
muss hergestellt werden und 
die Stärkung der Erzie- 
hungskompetenz muss im 
Fokusder Politik stehen. Der 
bedarfsgerechte Ausbau der 
Kinderbetreuungsmöglich- 
keiten muss einhergehen mit 
einer Steigerung der Betreu- 
ungsqualität in Deutschland. 
• Die aktuelle Forderung 
von Seiten der Grünen, die 
beitragsfreie Mitversiche- 
rung in der gesetzlichen 
Krankenkasse für Ehefrau- 
en, die im Moment keine 
Kinder erziehen, zu strei- 
chen, wäre insbesondere für 
Frauen, die nach der Phase 
der Familienarbeit den Wie- 
dereinstieg in den Berut 
zwar anstreben, aber insbe- 
sondere aufgrund der derzeit 

mehr als angespannten Lage 
auf dem Arbeitsmarkt daran 
gehindert werden, ein Schlag 
ins Gesicht. Frauen wären 
wieder einmal die Leidtra- 
genden einer unausgegore- 
nen Sozialpolitik der Bun- 
desregierung. 

Wirkungsvolle Frauen- 
politik muss sich daran mes- 
sen lassen, ob endlich geeig" 
nete Strukturen zur Verbes- 
serung   der   Vereinbarkeit 
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von Beruf und Familie ge- 
schaffen werden, ob Famili- 
enarbeit angemessen ge- 
würdigt wird, ob Reformen 
•n den Sozialsystemen nicht 
auf dem Rücken von Frauen 
erreicht werden sollen und 
°b die Arbeitswelt entspre- 
chend den sich verändern- 
den Lebens- und Erwerbs- 
verläufen von Frauen und 
Männern umstrukturiert 
wird. Wir können unsere Zu- 
kunft nur mit einer kon- 
struktiven Gleichstellungs- 
Politik sichern - denn Frau- 
en sind das Trägersystem! 

KARL-JOSEF  LAUMANN: 

4,7 Millionen 
Watschen für den 

Kanzler 

£ur Vorlage der Arbeits- 
'osenzahlen für den Monat 
Februar 2003 durch die 
Bundesanstalt für Arbeit 
erklärte der Vorsitzende 
der Arbeitsgruppe Wirt- 
schaft und Arbeit: 

Über 4,7 Millionen Ar- 
beitslose   sind   die   bittere 

Konsequenz einer rot-grü- 
nen Wirtschaftspolitik, der es 
an allen Ecken und Enden an 
Sachverstand und Kompe- 
tenz fehlt. Die neusten Zah- 
len aus Nürnberg sind damit 
4,7 Millionen Watschen für 
den Bundeskanzler. 

Besonders erschütternd 
ist, dass immer mehr qualifi- 
zierte Jugendliche ohne Job 
auf der Strasse stehen. Hier 
legt Rot-Grün heute das so- 
ziale Dynamit von morgen. 

Dass der Bundeskanzler 
zudem das Scheitern sei- 
nes Bündnisses für Arbeit 
mediengerecht inszenieren 
muss, ist ein weiterer Beleg 
für rot-grünes Politik-Ver- 
sagen. Wer Rot-Grün das 
Vertrauen entzieht, tut des- 
halb gut daran. 

Es müssen endlich kon- 
krete Reformen im Bundes- 
tag beschlossen werden da- 
mit es wieder aufwärts geht. 
Neue Regierungserklärun- 
gen sind kein Ersatz für tat- 
kräftiges Handeln. Neue Re- 
gierungserklärungen sind 
die Fortsetzung der rot-grü- 
nen Ankündigungspolitik 
ohne echte Substanz. 

Im Gegensatz zur Regie- 
rung Schröder hat die Union 
mit dem Optionsmodel I zum 
Kündigungsschutz und den 
neuen betrieblichen Bünd- 
nissen für Arbeit eine ver- 
nünftige Richtung vorgege- 
ben. Es wäre im Sinne der 
Menschen in unserem Land, 

wenn auch die Bundesregie- 
rung endlich auf diesen Kurs 
für mehr Beschäftigung ein- 
schwenken würde. 

HERMANN   KUES: 

EU-Verfassung: 
Zur Verankerung 
der geistlich-reli- 
giösen Wurzeln 

Europas 

Zur Frage der Veranke- 
rung der geistlich-religiö- 
sen Wurzeln Europas in 
der Präambel der geplan- 
ten EU-Verfassung er- 
klärte der Beauftragte für 
Kirchen- und Religionsge- 
meinschaften: 

Bei der Erweiterung der 
EU darf die identitätsstif- 
tende Rolle des Christen- 
tums für Europa nicht über- 
sehen werden. Europa ist 
nicht nur ein Wirtschafts- 
markt, sondern auch ein gei- 
stig kultureller Raum. 

In diesem Zusammen- 
hang ist zu begrüßen, dass 
die Präambel der künftigen 
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EU-Verfassung einen Be- 
zug auf die geistig-religiö- 
sen Wurzeln Europas be- 
kommen soll. Der von Kon- 
ventspräsident Giscard d" 
Estaing angeführte Ver- 
gleich mit der Präambel der 
EU Grundrechtscharta, in 
der bereits vom geistig-reli- 
giösen und sittlichen Erbe 
Europas die Rede ist, weist 
in die richtige Richtung. 

Die identitätsstiftenden 
Strömungen müssen in der 
neuen Verfassung der EU 
verankert werden. 

HARTMUT   SCHAUERTE: 

Moderne Laden- 
schlussregeln für 

mündige Bürger 
und Einzelhändler 

Zur Experten-Anhörung 
des Bundestagsausschus- 
ses für Wirtschaft und Ar- 
beit zum Ladenschluss- 
gesetz erklärte der mittel- 
standspolitische Sprecher: 

Die Stellungnahmen der 
Sachverständigen   machen 

klar: Selbst wenn eine Li- 
beralisierung des Laden- 
schlussgesetzes nicht sofort 
und automatisch zu einem 
Anstieg von Absatz und Be- 
schäftigung führt, so würde 
damit doch ein wichtiger 
Beitrag für mehr Flexibilität 
im wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Leben ver- 
bunden sein, der für Ver- 
braucher, Arbeitnehmer und 
Einzelhändler gleicherma- 
ßen von Vorteil ist. 

Mit einer Freigabe der 
Öffnungszeiten von Montag 
bis Samstag, wie sie von 
CDU und CSU gefordert 
werden, würde der Einzel- 
handel in die Lage versetzt, 
den tatsächlichen Wünschen 
der Konsumenten Rech- 
nung zu tragen. Für die Ar- 
beitnehmer würde das Spek- 
trum an Arbeitszeitmöglich- 
keiten erweitert und damit 
lebensnahe Lösungen des 
Arbeitsmarktes erleichtert. 

Die Stellungnahmen der 
Sachverständigen machen 
auch deutlich, dass die Pro- 
testargumente der Gewerk- 
schaften fadenscheinig und 
an den Haaren herbeigezo- 
gen sind. Der Arbeitsschutz 
der Arbeitnehmer wird 
schon heute nicht mehr 
durch die antiquierten 
Ladenschlussregeln, son- 
dern durch das Arbeitszeit- 
gesetz und tarifrechtliche 
Regelungen gesichert. 

Überlegungen zu geson- 

derten Öffnungszeiten- Re- 
gelungen für innerstädtische 
Zentren lehnen die Experten 
zu recht ab. Ein solches 
„City-Privileg" verstößt ge- 
gen den Gleichbehand- 
lungsgrundsatz und schafft 
eine kaum handhabbare, 
bürokratische Abgrenzungs- 
problematik. Privilegierte 
Inseln erweiterter Laden- 
öffnungszeiten würden zu 
nicht hinnehmbaren Wett- 
bewerbsnachteilen für länd- 
liche Siedlungsgebiete füh- 
ren und viele mittelständi- 
sche Geschäfte außerhalb 
dieser Inseln gefährden. 

Die richtigen Schlussfol- 
gerungen aus der heutigen 
Experten-Anhörung lauten: 
• Mündige Bürger und Ein- 
zelhändler brauchen keine 
Bevormundung des Staates 
mehr. 
• Die Ladenöffnungszeiten 
von Montag bis Samstag 
sind freizugeben. 
• Der Schutz von Sonn- und 
Feiertagen in seiner bisheri- 
gen Form ist durch eine bun- 
deseinheitliche Regelungsi- 
cherzustellen. 
• Sonderöffnungsregelun- 
gen sind kontraproduktiv. 

Wenn die Bundesregie- 
rung dagegen bei ihrer Hal- 
tung bleibt, den Laden- 
schluss lediglich an Samsta- 
gen bis 20 Uhr auszudehnen, 
zeigt sie aufs Neue, wie weit 
sie von der gesellschaftli- 
chen Realität unserer Bürger 
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und Betriebe entfernt ist. 
Wer vier Stunden zusätzli- 
che Öffnungszeiten als 
»großen Wurf' beim Büro- 
kratieabbau und bei der Mo- 
dernisierung unseres Lan- 
des ansieht, der hat entweder 
schlichtweg keine Ahnung 
von der Sache und den wirk- 
lich drängenden Problemen 
unseres Landes oder regiert 
am Gängelband der Ge- 
werkschaftsfunktionäre. 

CHRISTIAN   SCHMIDT, 

ANITA   SCHäFER: 

Bundeswehr 
hat Grenze ihrer 

Belastbarkeit 
erreicht 

Zum Jahresbericht 2002 
des Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages, 
"r. Wilfried Penner, er- 
klärten der verteidigungs- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
'raktion und die zuständige 
fcerichterstatterin: 

„Die gewaltige Steige- 
rung der Anfragen an den 
Wehrbeauftragten zeigt, 
dass unsere Soldaten schon 

jetzt hautnah die Mängel 
spüren, die durch die Strei- 
chungen der Bundesregie- 
rung bei der Bundeswehr 
verursacht werden", erklärte 
Schmidt in Berlin. Gerade 
was die Auslandseinsätze an- 
gehe, zeigten die Eingaben, 
dass die Bundeswehr die 
Grenze ihrer Belastbarkeit 
erreicht habe. „Wir müssen 
aufpassen, dass die Soldaten 
im Ausland nicht überbean- 
sprucht werden und nach ih- 
rer Rückkehr mit fliegenden 
Fahnen die Truppe verlas- 
sen", sagte Schmidt. „Die 
Bundeswehr darf nicht zur 
Söldnerarmee werden, wie 
es sogar schon der Wehrbe- 
auftragte befürchtet", er- 
gänzte Schäfer. Innere Füh- 

rung und Fürsorge für die 
Soldaten dürften nicht 
durch Finanzdebatten in 
den Hintergrund ge- 
drängt werden. 

Die Situation bei ei- 
nem Auslandseinsatz ist 
für die Soldaten extrem 

belastend. „Es kann nicht 
angehen, dass sie auch noch 
von der eigenen Regierung 
durch die ständigen Spardis- 
kussionen unter Druck ge- 
setzt werden", sagte 
Schmidt. „Die Bundesregie- 
rung muss außerdem die 
Sorgen der Soldaten ernst 
nehmen, die für Ausland- 
seinsätze eine rechtlich ein- 
wandfreie Basis, insbeson- 
dere in den    Awacs, for- 

dern." Es verstehe sich von 
selbst, dass jemand, der 
Außerordentliches leistet, 
dafür auch entsprechend 
ausgerüstet, entlohnt und in 
einem Schadensfall ange- 
messen versorgt werden 
müsse. Während das Fehlen 
von geeigneter Bekleidung 
noch zu verkraften sei, sei 
ein Mangel an gepanzerten 
Fahrzeugen in Afghanistan, 
der auch im Bericht genannt 
wird, aber ein Mangel an Si- 
cherheit, der für unsere Sol- 
daten lebensbedrohlich sein 
kann. 

Auch die Versorgung im 
Sanitätsbereich muss verbes- 
sert werden. Der nach wie vor 
katastrophale Zustand des 
Feldlazaretts Rajlovac ist 
dafür nur ein Beispiel. Hier 
hat die Bundesregierung zu 
Lasten der Gesundheit unse- 
rer Soldaten viel zu lange die 
Zügel schleifen lassen. 

Leider macht der Bericht 
erneut deutlich, dass es der 
Bundeswehr auch innerhalb 
Deutschlands an vielen Stel- 
len mangelt. Deutlich werde 
das vor allem im Bereich des 
Sanitätsdienstes. „An der 
Gesundheit unserer Solda- 
ten darf nicht weiter gespart 
werden", sagte Schmidt. 
„Die Mängel bei der Unter- 
bringung und Ausstattung 
müssen dringend beseitigt 
werden." 

Die Eingaben zeigen 
auch, dass sich die Bundes- 
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wehr verstärkt um die Fami- 
lien der Soldaten kümmern 
muss, die im Ausland ihren 
Dienst tun. „Wenn Familien 
und Partnerschaften immer 
öfter an Auslandseinsätzen 
zerbrechen, dann besteht 
dringender Handlungsbe- 
darf", sagte Schäfer. „Dazu 
passt", sagte Schmidt, „dass 
die Bundeswehrnoch immer 
eine Studie des Sozialwis- 
senschaftlichen Instituts der 
Bundeswehr zurückhält, in 
der diese Probleme beschrie- 
ben werden." Nicht zuletzt 
litten auch die Soldaten an 
den langen Einsatzzeiten. 
„Wir fordern die Bundesre- 
gierung dringend auf, die 
Einsatzdauer zu verkürzen 
und flexibler zu gestalten." 

Noch immer ist es der 
Bundesregierung nicht ge- 
lungen, die Attraktivität des 
Wehrdienstes zu steigern, 
sagte Schmidt weiter. Der 
ungebrochen hohe Trend 
von 180.000 Kriegsdienst- 
verweigerern spreche hier 
eine deutliche Sprache. 
„Wenn es der Bundeswehr 
weiter an allen Ecken und 
Enden fehlt, wird es für 
junge Leute immer weniger 
attraktiv, sich für den Dienst 
bei der Bundeswehr zu ent- 
scheiden." 

„Noch haben wir eine 
Bundeswehr, die hoch moti- 
viert und gut ausgestattet 
ist", sagte Schmidt. Der Be- 
richt des Wehrbeauftagten 

mache aber deutlich, dass 
die Bundesregierung drin- 
gend handeln müsse, um 
diesen Zustand zu erhalten. 
„Vor allem führen die ne- 
bulösen Andeutungen 
Strucks um den Erhalt der 
Wehrpflicht dazu, dass die 
Soldaten weiter verunsi- 
chert werden." Die Bundes- 
regierung muss sich zu der 
Bundeswehr bekennen. 
„Die Erklärung Penners hat 
deutlich gemacht, dass die 
Soldaten schon jetzt das Ge- 
fühl haben, dass die politi- 
sche Führung nicht hinter ih- 
nen steht", sagte Schäfer. 
„Hier muss gegengesteuert 
werden." 

PETER   GöTZ: 

Rot-Grün 
provoziert 

Kommunen 

Zu den Vorschlägen der 
Bundesregierung zur Zu- 
sammenlegung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe 
in der Arbeitsgruppensit- 
zung der Gemeindefinanz- 
reformkommission erklär- 
te der kommunalpolitische 
Sprecher: 

Rot-Grün will die Ar- 
beitslosen in „arbeitsmarkt- 
nahe" Personen in der Obhut 
der Arbeitsämter und „nicht 
mehr arbeitsmarktnahe" 
Menschen bei den Kommu- 

nen einteilen. Das wird ein 
Teil von ihnen als Entwürdi- 
gung empfinden. 

Die Kosten für die Ver- 
sorgung und Betreuung von 
„nicht mehr arbeitsnahen'* 
Menschen sollen auf die 
Kommunen abgeschoben 
werden. Das ist unsensible 
Staatsarroganz nach Tech- 
nokratenart gegenüber Ar- 
beitssuchenden und Kom- 
munen gleichermaßen. 

Deutschland muss den 
untragbaren Zustand von 
zwei parallelen steuerfinan- 
zierten Sicherungssystemen 
reformieren: die kommunale 
Sozialhilfe und die staatliche 
Arbeitslosenhilfe. Wir brau- 
chen ein vereinheitlichtes 
System für Menschen in ver- 
gleichbarer Lage. Der rot- 
grüne Vorschlag schafft wie- 
der zwei Systeme und zwei 
Kostenträger. Aus dem 
Drehtüreffekt zwischen den 
Systemen will Rot-Grün eine 
Einbahnstraße zu Lasten der 
Kommunen machen. Die 
Kommunen sollen den 
„Schwarzen Peter" bekom- 
men. Die marode Bundesan- 
stalt für Arbeit würde auf 
dem Rücken der Gemeinden 
und Landkreise saniert. 

Der rot-grüne Vorschlag 
ist unakzeptabel und eine 
Kampfansage an Arbeitssu- 
chende und Kommunen. Die 
Kommunalpolitiker der 
CDU und CSU machen dabei 

nicht mit. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Für Veranstaltungen/Pressegespräche/Empfänge 
- Die neue Presse/Veranstaltungsrückwand - 

ca. Breite 4,20m x Länge 2,40 m 

Mit dieser Wand können sie schnell und flexibel jede Räumlichkeit im Handumdrehen 
professionell gestalten. Die Rückwand ist in einer sehr guten Qualität hergestellt und 
lässt sich leicht aufbauen. 

Rückwand bestehend aus: 
2 Aluminiumpfosten/Länge 2,35 m, 0 80 mm - mit Tellerfuß 
2 waagerechte Profile je 2 m lang mit Verbinder 
2 vertikale Stoffrahmenspanner 
1 Digitaldruck auf 300 g Nesselstoff/Grafikfläche 4,00 m x 2,25 m 
1 Transportkiste/2,40 x 0,50 x 0,17 m - Sperrholzrahmen mit 2 Griffen 

und 4 Kistenverschlüssen 

Gesamtladungsgewicht ca. 45 kg 

Preise: 
m Rahmengestell: 900,00 Euro 

Einen Sonderposten von wenigen gebrauchten Gestellen können wir zu einem 
Preis von 600 Euro pro Rahmengestell anbieten. 

• Digitaldruck inkl. Konfektionierung: 545,00 Euro 
• Transportkiste: 80,00 Euro 

Wir bieten die Rückwand auch mit Ihrer eigenen individuellen Bedruckung an. 

Alle Preise zzgl. Transport und Verpackung, sowie der gesetzlich gültigen MwSt. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter der Telefonnummer: 030-2 20 70-381 
oder per e-mail: yvonne.herrmann@cdu.de 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Für Veranstaltungen/Pressegespräche/Empfänge 
NEU - plastische Buchstaben „CDU" - 

Material aus extrudiertem Hartschaum (Styropor) / schwer entflammbar, 
Ur>iseitig matt lackiert, auf Wunsch Front und Rückseite aus durchgefärbtem PVC. 
Jede Größe auf Wunsch lieferbar. 

Preisbeispiele: 0,70 m Höhe, Gesamtbreite ca. 2,45 m, Tiefe 25,0 cm ab 350,00 € 
1,60 m Höhe, Gesamtbreite ca. 6,00 m, Tiefe 30,0 cm ab 790,00 € 
3,00 m Höhe, Gesamtbreite ca. 11,00 m, Tiefe 50,0 cm ab 2.450,00 € 

Zusätzliche Front- und Rückseiten-Veredelung mit PVC kostet der m2 ca. 45,00 € je Seite 

790,00 € 

432,00 € 

8uchstaben bruchsicher einzeln verpackt. 

J-'eferzeit 5-10 Arbeitstage. 
Al|e Preise zzgl. Transport und Verpackung, sowie der gesetzlich gültigen MwSt. 

fitere Informationen erhalten Sie unter der Telefonnummer: 030-220 70-3 81 
der per e-mail: yvonne.herrmann@cdu.de 

^eisbeispiel:    1,60 m Höhe, Gesamtbreite   ca. 6,00 m 
PVC-Gesamtfläche 9,60 m2 

zusätzliche Veredelung je Seite 

UID 8/2003 • 23 



UID 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Straßenatlas Deutschland 
mit Durchfahrtsplänen der 
Ballungszentren 

Bestell-Nummer: 9260 
Preis je 10 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 17,40 € 

„Voller Erfolg: Die CDU setzt 
400-Euro-Jobs durch. 

Bestell-Nummer: 2016 
Preis je 100 Stück: 16,50 € 
inkl. MwSt.: 17,66 € 

BESTELLANSCHRIFT 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7 % bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

urvato logistics services 
Bertelsmann-VersandzentruM 

Postfach I162J3759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


